
Lange währte der schwarz-grü-
ne Honeymoon im Hambur-

ger Bezirk Altona nicht: Während
man im Frühjahr die Bilanz nach
einem Jahr noch mit einer auf-
wändigen Broschüre feierte, kam
es wenige Monate später zum Ek-
lat im weißen Rathaus am Platz
der Republik: Bezirksamtsleiter
Hinnerk Fock (FDP) sollte zur
Mitte seiner sechsjährigen Amts-
zeit abgewählt werden, wozu wie
im Bundestag auch in der Bezirks-
versammlung nur ein konstrukti-
ves Misstrauensvotum möglich
ist, also die gleichzeitige Neuwahl
eines Nachfolgers.

Wen aber nominieren? Den ehr-
geizigen CDU-Fraktionsvorsit-

zenden Uwe Szczesny (61) am
Ende seiner politischen Lauf-
bahn als „Platzhalter“ für einen
jüngeren Nachfolger mit einem
Beamtenstatus belohnen? Einen
GALier bedenken nach Verlust
eines städtischen Jobs oder als
Sprungbrett in der Besoldung
(„Von A nach B tut selten weh“)?
Das war am Ende den lokalen
Parteimatadoren und den großen
Brüdern und Schwestern in
Hamburg doch zu viel, und nun
bekommt der Bezirksamtsleiter
ohne liberale oder sonstige Haus-
macht noch „eine letzte Chance“.

Sucht man nach den Gründen
für diese Posse, offenbart sich bei
den Protagonisten ein großes

Missverständnis über die Rolle
und die Möglichkeiten eines
hamburgischen Bezirksamtslei-
ters. Als jemand, der 1984 von
CDU und SPD in Altona gewählt
und sechs Jahre später von einer
rot-gelb-grünen Ampelkonstel-
lation im Amt bestätigt wurde,
weiß ich, dass man trotz des Be-
amtenstatus kommunalpoliti-
sches Standing und auch Rück-
halt braucht. Die Umsetzung ei-
nes partei- und machtpolitisch
geprägten Koalitionsprogramms
gehört freilich nicht dazu, zumal
der Amtschef für sechs Jahre, die
BV aber für vier Jahre gewählt
wird. Anders als in Berlin oder in
den Beigeordneten-Verfassun-
gen z. B. in NRW werden die De-

zernenten in einem Hamburger
Bezirksamt nicht nach Parteien-
proporz besetzt und können da-
her von den Parteien auch nicht
in den politischen Tageskampf
verstrickt werden. Schon des-
halb war der Vorwurf an Fock, er
tanze nach der Pfeife seiner „ro-
ten Dezernenten“, unsinnig,
wenn nicht schäbig. Die können
sich nämlich in der Bezirksver-
sammlung oder in den Medien
als Laufbahnbeamte nicht weh-
ren und sind im Übrigen dem
seit 2001 bürgerlichen  Senat zur
Loyalität verpflichtet.

Was bleibt nach diesem geschei-

„Dann komme ich mit dem Schwert und dann rollen Köpfe...“, hatte CDU-Fraktionschef Uwe Szczesny (li) schon
2004 angedroht. GAL-Vize Winfried Sdun (rechts) lässt seinem Partner dabei freie Hand. Montage: Krappa

Verfall der Sitten 
Hans-Peter Strenge über die gescheiterte Abwahl von Altonas Bezirksamtsleiter Fock 
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terten Versuch im Altonaer Rat-
haus für die nahe Zukunft? Ein
ramponierter Bezirkschef, der
für die Bürger, die kommunalen
Vereine und die Investoren sicht-
bar am Gängelband von

Schwarz-Grün laufen soll; über-
zogene und rechtlich bedenkli-
che Erwartungen an die Hand-
lungsmöglichkeiten eines Be-
zirksamtsleiters; Irritationen in
der Mitarbeiterschaft des Rat-
hauses, wer denn nun das Sagen
hat. Bürgerlich, konservativ, soli-

de oder gar von einem grünen
Geist der Erneuerung und des
Bessermachenwollens getragen
ist das alles nicht. Hinnerk Fock
kann man nur für die zweite
Hälfte seiner Amtszeit liberale
Gelassenheit und Standing wün-
schen, ein zweites Mal werden

sich die schwarz-grünen Macht-
strategen nicht blamieren wol-
len. Überdies kommt die nächste
Bezirksversammlungswahl vor
Ende seiner sechsjährigen Amts-
zeit und dann „schau’n mer mal“.

Hans Peter Strenge 
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Stadtplanung im Widerstreit
der innerfraktionellen Inter-

essen, innerparteilicheKonflikte
zwischen Personen und Positio-
nen, Auseinandersetzungen um
die richtige Strategie zwischen
Ortsverein und Fraktion – all das
gehört zum kommunalpoliti-
schen Alltag.

Viele Energien werden durch sol-
che internen Konflikte gebun-
den, enttäuschte Genossinnen
und Genossen fühlen sich oft als
Verlierer, ziehen sich aus der ak-
tiven Arbeit zurück. Im
schlimmsten Fall zerbrechen
Ortsvereine oder Fraktionen. Die
politische Arbeit vor Ort wird ge-
lähmt. Damit es nicht so weit

kommt, bietet die SGK Hilfe und
Unterstützung durch Mediation
an. 

Dabei geht es nicht darum, den
Konfliktparteien fertige Lösun-
gen zu präsentieren. Ziel ist es
vielmehr, die hinter den ver-
schiedenen Positionen liegenden
Interessen herauszuarbeiten und
auf dieser Grundlage gemeinsam
tragfähige und akzeptable Lö-
sungen zu erarbeiten, bei denen
alle Beteiligten gewinnen. Das
Verfahren beruht auf dem Prin-
zip der Freiwilligkeit und kann
nur dann erfolgreich sein, wenn
auch alle Beteiligten bereit sind,
im Interesse des Ganzen ihren
jeweiligen Konflikt gütlich und
dauerhaft beizulegen.

Das Mediatorenteam der SGK be-
steht aus den früheren Bürger-

meistern Thies Thiessen (Mel-
dorf) und Helmut Trost (Flens-
burg), die eine gründliche Media-
tionsausbildung erhalten haben.
Sie verstehen sich als unpartei-
ische Dritte, die den Konfliktpar-
teien helfen, sich gemeinsam
neue Lösungsmöglichkeiten zu
erarbeiten.  

Denn auch innerparteilich gilt,
so Thiessen und Trost: „Was die
einen gewinnen, verlieren die
anderen! Darum gilt es, über die
Mediation Wege zu finden, an
deren Ende es nur Gewinner
gibt.“

Mediation: 
Konfliktbewältigung ohne Verlierer
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Seniorenleitbild 
in Hamburg-Mitte
Die Menschen werden nicht

nur älter, ihre Lebensver-
hältnisse haben sich auch
grundlegend verändert. Die ver-
änderten Bedürfnisse von Senio-
ren sind von fast allen Feldern
kommunaler Politik betroffen,
die es zu berücksichtigen gilt.
Der Bezirk Hamburg-Mitte
(230 000 Einwohner) hat sich

deshalb auf Initiative der SPD-
Fraktion erstmalig ein umfas-
sendes Seniorenleitbild gegeben.
Inzwischen sind die anderen rot-
grün regierten Hamburger Bezir-
ke Nord und Eimsbüttel dem
Beispiel gefolgt. Die zentralen
Ziele sind: 

SGK-Exkursion 
in Eimsbüttel

Zu einer Exkursion durch den
Bezirk Eimsbüttel lud die

SGK Hamburg Ende Juli ein. Bei
bestem Sommerwetter gewähr-
ten Baudezernent Reinhard Buff
und Gerhard Behrens, Vorsitzen-
der der SPD-Bezirksfraktion, Ein-
blicke in aktuelle Themen der
bezirklichen Stadtentwicklungs-
politik. Vorgestellt wurden u. a.
die Neubebauung der Südseite
von Hagenbecks Tierpark, die
Planungen für ein neues Stellin-
ger Zentrum am Sportplatzring,
das Neubaugebiet Eidelstedter
Dorfmark und das Zentrum am
Eidelstedter Platz, das erst kürz-
lich durch den neuen AKN-
Bahnhof deutlich aufgewertet
wurde. Hier wurden aber auch
die Risiken für Einzelhandel und

Lebensqualität spürbar, die die
vom Senat gegen den Wider-
stand des Bezirks beabsichtigte
Neuansiedlung eines 42 000
Quadratmeter großen Möbel-
markts in einem Kilometer Ent-
fernung mit sich bringt. Über die
„Stellinger Schweiz“ führte der
Ausflug in die Ende der 70er-
Jahre entstandene Lenzsiedlung,
die – mehrfach ausgezeichnet –
als Erfolgsmodell sozialer Stadt-
teilentwicklung gilt. Die Tour
endete im sich an der Hochhaus-
siedlung anschließenden grün-
derzeitlichen Eimsbüttel: ein
Gegensatz, der so manchen orts-
fremden Teilnehmer verblüffte.

Ole Thorben Buschhüter

Baudezernent Buff (Mitte) erläutert Hans-Peter-Strenge und SGK-
Vorstandsmitglied Frauke Meyburg (li) die gesehenen Projekte.

Foto: Buschhüter 

Fortsetzung Seite 4



SGK-Schleswig-Holstein & Hamburg 12/2006-1/2007 Landes-SGK4

– Eigenständigkeit und selbst be-
stimmtes Leben werden geför-
dert und erhalten. Soziale Netz-
werke sollen hier einen wichti-
gen Beitrag leisten; 
– soziale Integration durch Teil-
habe am gesellschaftlichen Le-
ben. Dabei kommt es gleicher-
maßen auf  spezielle Seniorenan-
gebote wie auf generationsüber-
greifende Angebote zu Kultur,

Bildung, Kommunikation und
Mitwirkungsmöglichkeiten an;  
– Ausbau von Beteiligung, keine
Entscheidungen, die Senioren
betreffen, ohne ihre Mitwirkung.

Das komplette Leitbild gibt es
bei der SPD-Fraktion Mitte, T.:
(040) 24 90 20 oder unter
www.spdfraktion-hhmitte.de

Betroffen von diesen Politikzie-
len sind alle Bereiche kommu-

nalpolitischer Entscheidungen,
die dazu beitragen, das Lebens-
umfeld von Senioren positiv zu
gestalten, von barrierefreiem
Wohnraum und Wohnumfeld
bis zu einer altersgerechten
Stadt- und Verkehrsplanung,
von klassischen Wohnangebo-
ten und Angeboten in betreuten
Wohnanlagen bis zu neuen spe-
ziellen Wohnformen wie
Wohngemeinschaften oder ge-
nerationsübergreifendem Woh-

nen, von der Nahversorgung bis
zu Kultur- und Freizeitangebo-
ten. Das Leitbild soll dazu die-
nen, alle Maßnahmen von staat-
licher, kommunaler oder priva-
ter Seite so zu bündeln, dass sie,
aufeinander abgestimmt, dazu
führen, konkret die Situation
der Senioren wirksam zu ver-
bessern. 

Thomas Stölting
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DEMOgrafischer Schwund
in Kindergärten und Schulen
In unserer Fortsetzungsreihe über den demografischen Wandel beschäftigen wir uns heute mit der Entwicklung bei
Kindern und Jugendlichen. In diesem Bereich ergibt sich eine besonders gute Chance, durch kommunale 
Handlungskonzepte den befürchteten Trend abzumildern

Die Folgen des demografi-
schen Wandels treffen das

Spektrum des kommunalen
Handelns zuallererst und am
meisten dort, wo die Betroffenen
am kleinsten sind: in den Kinder-
gärten und Klassenzimmern der
Grundschulen. Für Schleswig-
Holstein wird bis 2020 ein Rück-
gang aller Schüler von ca. 20 Pro-
zent vorausgesagt, allerdings in
regional unterschiedlicher Ver-
teilung. Einer von fünf heutigen
Klassenplätzen bliebe dann leer,
folglich könnte jede fünfte Schu-
le geschlossen und jede fünfte
Kindergartengruppe aufgelöst
werden. Über die Folgen wie Trä-
gerschaft, Standorte und vor al-
lem die Kostenverteilung wird
kommunalpolitisch eine Diskus-
sion einsetzen. 

Vor dem Hintergrund leerer
kommunaler Kassen wird über
die Kosten wohl vorrangig mit

der Zielrichtung der Einsparung
und höherer Beteiligung der El-
tern diskutiert werden.

Der Rückgang der Kinder und Ju-
gendlichen von 3 bis 20 Jahren
wird sich unterschiedlich inten-
siv auswirken. So ist zum Bei-
spiel in Kiel nur mit ca. 10 Pro-
zent, im Kreis Dithmarschen
hingegen mit 27 Prozent zu rech-
nen. Dies gilt auch für die demo-
grafische Prognose in den jewei-
ligen Altersstufen. Die Zahl der
6- bis 10-jährigen bleibt in Flens-
burg und Kiel stabil auf heuti-
gem Niveau, geht aber in den
Kreisen Plön und Dithmarschen
um 30 Prozent zurück. Auch in
den anderen Altersgruppen geht
die demografische Schere weit
auseinander: Bei den 10- bis 16-
jährigen ist eine Abnahme
zwischen 16 Prozent im Kreis
Herzogtum-Lauenburg und 32
Prozent in Neumünster zu er-
warten. Bei den 16- bis 20-jähri-
gen wird eine leichte Zunahme
im Kreis Stormarn, jedoch ein
Verlust von 26 Prozent in Flens-
burg zu verzeichnen sein. Diese
erstaunlich uneinheitlichen
Zahlen spiegeln den Ist-Zustand
wider und berücksichtigen auch
die erwarteten Entwicklungen.
So werden sich im Kreis Plön die
„Kindergartenkinder“ bis 2020

von heute 3 800 auf 2 200 verrin-
gern, die Grundschüler von 5 700
auf 3 500 und die Schüler an wei-
terführenden Schulen von 8 500
auf unter 5 000. Nicht zuletzt
diese Entwicklung gab den Aus-
schlag für die jetzt vom Landtag
beschlossene Schulreform im
Hinblick auf die Bildung von Ge-
meinschafts- und Regionalschu-
len sowie die gezielte Bildung
neuer Schulverbände. Nur so
können auch weiterhin viele
ortsnahe Standorte gerettet
werden.

Bei den anstehenden Diskussio-
nen in den kommunalen Vertre-
tungen in Schleswig-Holstein
wird sich die Spreu der eher wirt-

schaftlichen Betrachter vom
Weizen der sozial Handelnden
trennen. Kindergärten und Schu-
len waren schon immer sozialde-
mokratische Handlungsfelder,
und dies muss auch in Zukunft
so bleiben. Diese Handlungsma-
xime zu begleiten und zu för-
dern, wird weiterhin ein wichti-
ges Aufgabenfeld der SGK in
Schleswig-Holstein bleiben. Die
Glaubwürdigkeit der SPD- Kom-
munalpolitik in dieser Frage darf
nicht unter dem Druck der Fi-
nanzknappheit leiden und muss
sich von den weniger überzeu-
genden Vorstellungen der Akteu-

Eine Beteiligung von außen ist sehr er-

wünscht. Wer sich an diesem Thema

per Leserbrief, durch inhaltliche Vor-

schläge oder mit örtlichen Beispielen

beteiligen möchte, wende sich bitte an

unsere Redaktion.

Infokasten

Kleine Klassen: Für den Lernerfolg gut, als demografische Folge schnell prob-
lematisch.
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re anderer Parteien deutlich
unterscheiden. Die örtlichen
Wahlprogramme müssen hierzu
eindeutige Aussagen treffen.

Die Folgen des Schwunds in Kin-
dergärten und Klassenzimmern
erfordern eine kinder- und fami-
lienfreundliche Politik, die vor al-
lem in den Kommunen der länd-
lichen Räume mehr und mehr

zum Standortfaktor wird. Gefor-
dert ist ein klares Bekenntnis zu
dieser Zielgruppe, um den zu er-
wartenden Schrumpfungspro-
zess in der eigenen Gemeinde
durch Reduzierung der Angebote

zusätzlich zu fördern. Im Gegen-
teil: Durch familienfreundliche
Kommunalpolitik lässt sich der
Trend insbesondere bei Kinder
und Jugendlichen abmildern.

Dieter Juhls

Der zweite Landesparteitag
mit einem kommunalpoliti-

schen Thema innerhalb eines hal-
ben Jahres zeigt die gewachsene
Bedeutung und den erheblichen
Diskussionsbedarf zu kommu-
nalen Fragen bei den Sozialdemo-
kraten.

Diesmal ging es in Neumünster
um die Kreisgebietsreform, die
mit überwältigender Zustim-
mung beschlossen wurde. 90 Pro-
zent der Delegierten stimmten für
die Veränderung der Kreisgebiets-
struktur. Nach jahrelanger inter-
ner Diskussion soll es nun im Jahr
2010 zur neuen Gebietskulisse
kommen.

Zwar werden die Kreistage im
Mai 2008 noch einmal nach al-
tem Muster gewählt. Dies jedoch
nur für zwei Jahre, denn im Mai
2010 sollen die Kreistage zusam-
men mit dem Landtag nach neu-
em Zuschnitt gewählt werden.
Dem berechtigten Einwand der
SGK, für eine so kurze Zeit nicht
genügend motivierte Kandida-
tinnen und Kandidaten zu
finden, mochte die Parteitags-
mehrheit nicht folgen.

Auch die SGK-Forderung, in mög-
lichst vielen Kreisen und kreis-
freien Städten nach entsprechen-
der Beratung und Moderation
durch das Land schon zur Kom-
munalwahl 2008 freiwillige
Kreiszusammenschlüsse zu er-
möglichen, lehnten die Delegier-
ten mehrheitlich ab. Hingegen
folgte der Landesparteitag dem
Vorschlag der SGK, die Landesre-
gierung möge Kriterien für die
Kreisgebietsreform –  z. B. landes-
planerische Aspekte –  festlegen. 

Noch in diesem Jahr soll die Lan-
desregierung ihre Vorgaben fest-
legen, auf deren Basis bis Ende
2007 die Kommunen Vorschläge
für Neuschneidungen und Aufga-
benverteilung machen können.
Spätestens Ostern 2009 soll der
Landtag das Verfahren abge-
schlossen haben. Nachdem der
Landesparteitag das Reformpaket
mit großer Mehrheit abgesegnet
hat, geht Innenminister Dr. Ralf
Stegner gestärkt in die nächsten
Verhandlungsrunden mit der
CDU. 

Wohin Schleswig-Holstein in Sa-
chen Kreisgebietsreform geht, ist

nach dem Landesparteitag der
CDU vom 18. November jedoch
völlig unklar. So soll erst ein wei-
terer CDU-Parteitag im Jahre 2007
beschließen, ob überhaupt an der
Kreisgebietsstruktur etwas geän-
dert wird. 

Bis zum 30. Juni 2007 soll die Lan-
desregierung die Wirtschaftlich-
keit der Kreisgebietsreform in
einem Gutachten darlegen. Falls
der Landesparteitag die Wirt-
schaftlichkeit mit Mehrheit ab-
lehnt, gibt es keine Reform. 

Ein solcher Beschluss brächte die
Landesregierung jedoch in die
Zwickmühle, hatte sie doch in
ihrer Kabinettssitzung vom 4. Ok-
tober 2006 beschlossen, dass die
Pläne zur Errichtung kommuna-
ler Verwaltungsregionen verwirk-

licht werden, falls eine der Koali-
tionsparteien eine Kreisgebietsre-
form politisch nicht umsetzen
will. Die KVR werden jedoch quer
durch die Parteien einhellig von
allen Kommunalpolitikern insbe-
sondere der Kreisebene abge-
lehnt. Der Knüppel „KVR“ – ur-
sprünglich zur Disziplinierung
der jeweiligen Parteibasis gedacht
– könnte so für die Landesregie-
rung zum Bumerang werden.

Vielleicht werden ja bald die Ein-
wohner des Landes gefragt, ob sie
sich eine Veränderung ihrer Kreis-
grenzen vorstellen können. So
werden Volksinitiativen vorberei-
tet, die, wenn sie in einen Volks-
entscheid münden, für spannen-
de Diskussionen sorgen werden.  

Gerhard Schulz

Kreisgebietsreform:

Aus elf plus vier wird vier plus zwei?
Bericht vom SPD-Landesparteitag am 10. November 2006

Gebietsreform auf einen Blick: Oben der heutige, rechts ein 
möglicher Zuschnitt

Innenminister Dr. Ralf Stegner stellt sich der Diskussion mit den Mitgliedern
der SGK. Foto: Thiessen
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Zur inhaltlichen Orientie-
rung der Genossen vor Ort

will die Landes-SPD mit
politischen Schwerpunkten in
die Wahlauseinandersetzung
im Mai 2008 gehen. Um ihr Pro-
fil zu schärfen, sollen auf dem
Landesparteitag im März 2007
Kommunalwahl-Leitlinien dis-
kutiert und beschlossen
werden.  Anhand von wenigen
Kernthemen werden die Unter-
schiede zu den Mitbewerbern
herauszuarbeiten sein.

Dr. Brigitte Fronzek, stellvertre-
tende SPD-Landesvorsitzende,
Bürgermeisterin der Stadt Elms-
horn und frühere SGK-Landes-
vorsitzende, konnte auf der SGK-
Mitgliederversammlung im Sep-
tember in Büdelsdorf über den
Stand der Dinge berichten. Dabei
sollen die von der Landesebene
herausgestellten Schwerpunkte
das Dach für die Themenvielfalt
in den Städten, Dörfern und
Kreisen bilden, unter dem sich
alle Sozialdemokraten wieder-
finden. Natürlich müssen diese
Eckpunkte mit den spezifischen
Themen, Problemstellungen
und Lösungsmöglichkeiten in
den einzelnen Kommunen ange-
reichert werden, denn Kommu-
nalwahlen werden vor Ort ge-
wonnen.

Um die Zustimmung der
Menschen zu erlangen, werden
die örtlichen Gliederungen der
SPD glaubhafte Konzepte zur
Verwirklichung einer familien-
und kinderfreundlichen Kom-
mune vorstellen: Wie können
die Zukunftschancen der jun-
gen Generation verbessert
werden? Wie findet die immer
größer werdende Zahl aktiver
Senioren ihren Platz in der
Mitte unserer Gesellschaft? Wie
können wir helfen bei der Soli-
darität der Starken mit den
Schwachen? Wie wollen wir

durch mehr lokale Demokratie
den Zusammenhalt vor Ort stär-
ken?

Auch zu Fragen der kommuna-
len Daseinsvorsorge müssen den
örtlichen Parteigliederungen
programmatische Vorschläge ge-
macht werden. Wie soll die
Kommune wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Dienst-
leistungen für alle Bürger bereit-
stellen? Denn dazu ist sie durch

das Sozialstaatsprinzip ver-
pflichtet. Die kommunale Da-
seinsvorsorge gehört zum We-
sen der kommunalen Selbstver-
waltung.

Diese Themen, mit den
jeweiligen örtlichen Erforder-
nissen, wurden einhellig von der
SGK-Mitgliederversammlung
begrüßt. Doch fehlten Themen,
die jahrelang zu den sozialdemo-
kratischen Schwerpunkten ge-

hörten. Der Umweltbereich zum
Beispiel sei durch die gesetzli-
chen Regelungen der vergange-
nen Jahre „abgeschlossen“ wor-
den und müsse nur noch abge-
arbeitet werden. 

Um vor Ort bestehen zu können,
braucht man, so Dieter Juhls aus
Giekau, auch die Unterstützung
der Landesebene. Er wünscht
sich die Einführung eines ge-
bührenfreien letzten Kindergar-
tenjahres. Mit dieser Forderung
fand er die breite Unterstützung
der SGK-Mitglieder. Solche pro-
grammatischen „Pflöcke“, wie
Brigitte Fronzek sie nannte,
müssen auf dem Programmpar-
teitag im kommenden März be-
schlossen werden. 

Gerhard Schulz/
Thies Thiessen

Kommunalwahl 2008: 
Wahlen vor Ort gewinnen!
SPD Schleswig-Holstein benennt inhaltliche Eckpunkte für Kommunalwahl 2008

Zum Thema Wahlen vor Ort gewin-

nen! wird die SGK unter www.sgk-

sh.de laufend Texte, Informationen

und praktische Tipps zur Kommunal-

wahl 2008 veröffentlichen. Schaut

doch mal rein!

Infokasten

Dr. Brigitte Fronzek, stellvertretende Vorsitzende der SPD Schleswig-
Holstein.

Am 11. Oktober hat die Ham-
burgische Bürgerschaft Bezir-

ke und Bezirksversammlungen in
der Verfassung verankert. Artikel
4 Absatz 2 HV lautet nun: „Durch
Gesetz sind für Teilgebiete (Bezir-
ke) Bezirksämter zu bilden, denen
die selbstständige Erledigung
übertragener Aufgaben obliegt.
An der Aufgabenerledigung wir-

ken die Bezirksversammlungen
nach Maßgabe des Gesetzes mit.“

Die von der SPD mitinitiierte Ver-
fassungsänderung gehört zu dem
Paket umfangreicher Korrektu-
ren der Senatspläne für eine Ver-
waltungsreform, auf die sich die
drei Bürgerschaftsfraktionen ver-
ständigt hatten. Jan Quast, SPD-

Verhand-
lungsführer und Stellvertreten-
der SGK-Vorsitzender: „Die Bür-
gerschaft hat die Bezirksver-
sammlungen gestärkt. Die Auf-
nahme in die  Verfassung gibt der
örtlichen Ebene zudem den Rang,
der ihr lange schon zusteht.“

Jan Quast, MdHB

Durchbruch geschafft: Hamburger
Bezirke mit Verfassungsrang


